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In Sachen SpaceNet ist im Auge zu behalten, worum es geht.
Wir stehen auf unserem kleiner und heißer werdenden Planeten in ei-

ner Auseinandersetzung zwischen den Systemen, zwischen autoritären und
liberalen.

Wir in der EU haben uns liberale und demokratische Verfassungen ge-
geben. Allerdings: Was in der Charta der Grundrechte der EU stehen mag,
ist das eine, ob sie gelebt wird, ist das andere. Viele Staaten haben solche
Grundrechte als verbindlich aufgeschrieben; man staunt, was man davon alles
in Asien oder Südamerika lesen kann.

Worum es jetzt in der Sache SpaceNet geht, kann man bei Monika Zalnie-
riute1 nachlesen, die ausgerechnet in Sidney an der University of New South
Wales forscht, einer Universität, die wirtschaftlich erheblich unter dem Druck
der Volksrepublik China steht.2

Zalnieriute schrieb Ende 2021 sinngemäß, der EuGH stünde in der Sache
SpaceNet unter Druck, nämlich unter politischem Druck von den Mitglieds-
ländern der EU, die Begriffe wie „nationale Sicherheit“ möglichst weit aus-
legen wollen, um ihre Kompetenz zu behalten - damit die EU-Organe hier
möglichst wenig Einfluß haben.

Der EuGH stünde in der Sache SpaceNet unter dem Druck auch der USA
- ein interessanter Gesichtspunkt, hat die EU doch schon Erfahrung damit;
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Viviane Reding und Martin Selmayr können von Anrufen aus dem Westen
erzählen, als die DS-GVO zur parlamentarischen Lesung anstand.3

Die Kommission und der Rat der EU wollten dagegen eine weite Ausle-
gung solcher Begriffe, um ihre Kompetenz möglichst zu erweitern - oder zu
behalten, wenn man die Entscheidung Privacy International4 nimmt.

Der Ansatz von Monika Zalnieriute ist gut begründet; ich meine aber:
Wer den EuGH kennt5, der wird sehen, daß die Richter nur eines im Auge
haben: The Rule of Law. Sie werden also das durchsetzen, was in der Charta
steht, und im EU-Vertrag in der Fassung von Lissabon.

Unser Kollege Prof. Dr. Thomas Mayen hat es in der mündlichen Ver-
handlung beim EuGH letztes Jahr meiner Ansicht nach unnachahmlich auf
den Punkt gebracht: Die Bürger brauchen Luft zum Atmen.

Das ist der Gedanke des Volkszählungsurteils6: Wer nicht weiß, wer
was wann über einen weiß, wird seine Grundrechte nicht mehr wahrnehmen,
z.B. die Versammlungsfreiheit. Also erodieren dann genau die Grundrechte,
die wir uns in Lissabon gegeben haben.

Und damit geht auch unsere Demokratie sang- und klanglos unter. Denn
eine Duckmäuser-Demokratie gibt es nicht, es gibt nur die Demokratie der
Aufmüpfigen - so sinngemäß das Volkszählungsurteil.

Es geht also am Dienstag im Kern und im Detail darum, wie weit der
EuGH den Bürgern die Luft zum Atmen läßt.

Die SpaceNet AG ist, was das Internet angeht, uralt, und setzt sich in-
sofern quasi seit dem Pleistozän für ein liberales Internet ein. Insofern ist
es ein Glück, daß wir an der Stelle, wo die Bundesrepublik Deutschland ein
handwerklich unzureichendes Gesetz erlassen hatte, mitwirken können bei
der Verfolgung unserer gemeinsamen Ziele durch die Organe, die von uns
Europäern dafür eingesetzt sind, nämlich hier dem EuGH.
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